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STABILITÄTSPOLITIK

Staatlich administrierte Preise, 
Inflation und Konjunktur
Peter Breitenstein, Bonn *)

In der wirtschaftstheoretischen und -politischen Diskussion der letzten Jahre spielten staatlich admini­
strierte Preise eine zunehmende Rolle’). Umstritten waren dabei das Ausmaß der staatlich administrier­
ten Preise, der Zusammenhang zwischen ihrer Entwicklung und dem Inflations- und Konjunkturverlauf 
sowie die damit zusammenhängenden konjunktur- und stabilitätspolitischen Fragen. Der folgende Bei­
trag beantwortet offene Fragen.

Staatlich adm inistrierte Preise sind Instrumente 
zur Realisierung bestimmter wirtschafts- und 

finanzpolitischer Z ie le 2). Sie können allgemein 
als vom Staat im weitesten S inne3) in seiner 
Eigenschaft als Marktteilnehmer oder kraft hoheit­
licher Machtbefugnis fixierte oder durch produkt- 
bzw. produktgruppenspezifische Maßnahmen 
maßgeblich beeinflußte Güter-, Leistungs- und 
Faktorpreise definiert werden, wobei in diesem 
Beitrag aus untersuchungsspezifischen Gründen 
Faktorpreise ausgeschlossen werden.

Nach dem Grad der administrativen Ausschaltung 
des Preismechanismus kann weiter zwischen 
staatlich administrierten Preisen im engeren Sinne

*) D er Be itrag  bas iert auf e in er vom Verfasser in d er Nomos 
Verlagsgesellschaft veröffentlichten Untersuchung „Staatlich adm i­
nistrierte Preise. S taatliche Preisadm in istration , Inflation und 
Konjunktur in der Bundesrepublik  Deutschland 1950 bis 1969“, 
Schriften zur öffentlichen V erw altung und öffentlichen W irtschaft, 
Bd. 18, B aden-B aden 1977.

’ ) Vg l. für den wissenschaftlichen Bereich H. B a u m :  Das S ta­
b ilis ierungspotential staatlich adm in is trierter Preise, in: Jahr­
buch für N ationalökon om ie und S tatis tik, Bd. 190, H. 4 (1976), 
S. 349 ff.; H. B o t t :  D er Anteil staatlich adm in is trie rter Preise  
am P reisindex für d ie  Lebenshaltung, Schriftenreihe der Kom­
mission für w irtschaftlichen und sozia len  W andel, Nr. 75, G öttin ­
gen 1975; Th. V a j n a : S taatliche Preisadm in istration  und V er­
braucherpreisniveau, in: Deutsches Industrie institu t (H rsg.): B e­
richte zur W irtschaftspolitik , 6 . Jg . (1972), Nr. 3; Sachverständigen­
rat zur Begutachtung der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: 
Jahresgutachten 1976/77, Tz 144 f. und Anhang V II (im  fo lgenden  
zitiert als Sachverständigenrat).

2) D ie Z ie ls truktur ist dab ei äußerst v ie lfä ltig : neben fiskalischen  
Zielen  w erden prim är V erte ilun gszie le , S tab ilitä ts z ie le , W ettbe­
w erbs- und O rd nungsziele, sektorale  und reg ionale  S trukturzie le  
u. a. verfo lg t. S taatlich adm in is trie rte  Preise unterscheiden sich 
dam it in ihren Z ie lsetzungen, nicht in ihren W irkungen, von 
privat adm in is trierten  Preisen.

3) H ierzu rechnen Bund, Länder, G em einden, G em eindeverbände  
und sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie, auf 
transnationaler Ebene, supranationa le und in te rn ationale  O rg an i­
sationen.

Dr. Peter Breitenstein, 36, Dipi.-Volkswirt, 
gehört dem Bundesministerium der Finan­
zen in Bonn an. Er g ibt in dem Artike l seine 
persönliche Meinung wieder.

und im weiteren Sinne unterschieden werden. Bei 
ersteren wird der Preismechanismus durch staat­
lichen Eingriff völlig  außer Kraft gesetzt, so daß 
Marktfaktoren keinen unmittelbaren Einfluß auf 
die Preishöhe und -entwicklung haben. Hierzu 
rechnen alle vom Staat als Anbieter (Preise für 
staatliche Güter und Leistungen), als Nachfrager 
oder kraft hoheitlicher Machtbefugnisse fixierte 
Verbraucherpreise. Bei staatlich administrierten 
Preisen im weiteren Sinne w ird der Preismecha­
nismus durch produkt- bzw. produktgruppenspe­
zifische administrative Beeinflussung der Preis­
höhe und des zeitlichen Verhaltens nur einge­
schränkt.

Umfang staatlich administrierter Preise

Fehlende amtliche Indizes staatlich adm inistrier­
te r Preise erfordern eigene Abgrenzungen und 
Berechnungen. Hierzu bietet sich das Vorgehen 
anhand des Preisindex fü r die Lebenshaltung 
m ittlerer Arbeitnehmerhaushalte a n 4). Das Aus­
maß staatlich adm inistrierter Preise erhält man 
durch Addition der jeweiligen Gewichtsanteile der 
staatlich fixierten und der maßgeblich beeinfluß­
ten Preise im Index. Wegen der bei längeren Un­
tersuchungszeiträumen vielfachen Änderungen 
der staatlichen Preisadministration und der Wä­
gungsschemata ergeben sich Aggregate wech­
selnder Zusammensetzung und Gewichtung. Die 
Hauptschwierigkeiten liegen in der praktischen 
Abgrenzung zwischen staatlich administrierten 
Preisen im weiteren Sinne und den nicht adm ini­
strierten Preisen, d. h. bei den Preisen, die nur 
zum Teil einer administrativen Regulierung unter­

4) Bei der Breite des G üter- und Leistungsspektrum s in diesem  
Index kann unterstellt w erden, daß d ie  Repräsentanz staatlich  
adm in is trie rter Preise in den W ägungsschem ata den tatsächlichen  
Verhältn issen entspricht. H inzu kom m t, daß d ieser Index tro tz  
seiner bekannten M ängel in der B u ndesrepublik auch d er g e ­
bräuchlichste In flationsindikator ist. Bei Untersuchungen, die  
nicht w eiter als 1962 zurückreichen, b ietet sich ebenso der Preis­
index fü r d ie  Lebenshaltung a lle r  privaten H aushalte an.
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STABILITÄTSPOLITIK

liegen und bei denen sich die Preishöhe aus einer 
marktwirtschaftlichen und einer administrierten 
Komponente zusammensetzt. Dies g ilt besonders 
für die Ernährungspreise, bei denen eine vertikale 
administrative Beeinflussung unterschiedlichster 
Intensität durch Maßnahmen auf Vorstufen bzw. 
bei Vorleistungspreisen vo rlie g t5).

Der Anteil der staatlich administrierten Preise in 
den Warenkörben auf der Basis 1950, 1958 und 
1962 schwankt im Zeitraum von 1950 bis 1970 
zwischen rd. 6 0%  und 52 % 6). Die besonders in­
teressierenden staatlich administrierten Preise im 
engeren Sinne haben von 1950 bis 1956 einen 
Gewichtsanteil von rd. 27% . In den Warenkörben 
auf der Basis 1958 und 1962 geht der Anteil der 
staatlich administrierten Preise im engeren Sinne 
bis auf rd. 20 %  zurück. Zu den staatlich admini­
strierten Preisen im engeren Sinne rechnen die 
Preise für staatliche Güter und Leistungen 7) mit 
einem Indexanteil von rd. 6 %  im Zeitraum von 
1950 bis 1970 und die administrativ fixierten Preise 
für Güter und Leistungen privater Anbie te r8), 
deren Anteil im untersuchten Zeitraum zwischen 
rd. 21 %  und 16%  beträgt. Der Anteil der staatlich 
administrierten Preise im weiteren Sinne schwankt 
zwischen rd. 33 %  auf der Indexbasis 1950 und 
rd. 38 %  am Ende des Untersuchungszeitraumes9).

Das Ausmaß der staatlichen Preise in der Bundes­
republik ist damit größer und konstanter, als a ll­
gemein vermutet wird. Es bestätigt sich weder die 
Annahme, staatlich administrierte Preise seien in 
marktwirtschaftlichen Systemen kriegs- bzw. nach­
kriegsbedingte Ausnahmeerscheinungen, noch die 
Vermutung, es sei eine deutliche Zunahme direkter 
und indirekter stark preisbeeinflussender Maß­
nahmen erfolgt.

Beteiligung an der Inflation

Seit einigen Jahren wird im Rahmen der Inflations­
analyse in der Bundesrepublik verstärkt der Frage 
nachgegangen, inwieweit sich nicht nur die Preise 
unterschiedlicher Güterarten heterogen entwickeln, 
sondern sich auch charakteristische Entwicklungs­

5) Zu den A bgrenzungs- und Zuordnungsproblem en vgl. im e in ­
zelnen P. B r e i t e n s t e i n ,  a . a .O . ,  S. 79 ff.; H. B a u m ,  
a . a .O . ,  S. 350 ff.; Th . V a j n a ,  a . a .O . ,  S. 6 ff. In diesem  B ei­
trag w ird e ine  adm in is trative „N iveaukom ponente“ d er V erbrau­
cherpreise von m indestens 2 0 %  für e ine Zuordnung zu den staat­
lich adm in is trierten  Preisen im w eiteren  S inne für erforderlich  
gehalten.
6) Für den Zeitraum  seit 1970 ergeben sich auf der Indexbasis  
1970 ähnlich hohe A n teile . V g l. H. B a u m ,  a . a .O . ,  S. 354 ff., 
und S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t ,  a . a .O . ,  Anhang V I!. Bei 
den dort ausgew iesenen A nteilen  ist jew eils  zu beachten, daß 
d ie  te iladm in is trierten , staatlich adm in is trierten  Preise im w e i­
teren Sinne n i c h t  m it ihren vo llen  G ew ichtsanteilen erfaßt 
werden.
7) H ierzu  rechnen d ie  Strom - und G astarife, Preise für T heate r-
und O pernkarten, Fortbildungskosten, Rundfunk- und Fernseh­
gebühren, Verkehrstarife  und Postgebühren sow ie d ie  Kraftfahr­
zeugsteuer.
8) D ie  Zucker- und M ilchpreise, d ie  Tab akw arenpreise, d ie  M ie ­
ten (A ltbaum ieten bis Ende 1963), d ie  Zündholzpreise, d ie  Kraft­
fahrzeugversicherungspräm ien und bis 1956 d ie  Kohlepreise.
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und Verhaltensunterschiede in Abhängigkeit von 
der Form der Preisbildung einstellen. Dabei kon­
zentriert sich die Fragestellung auf Unterschiede 
zwischen staatlich administrierten und nicht ad­
ministrierten Preisen sowie deren jeweilige Infla­
tionsbeteiligung. In dieser Diskussion werden 
einerseits die staatlich administrierten Preise nur 
als sporadische, in unterschiedlichen Zeitinterval­
len zur Wirkung gelangende, „exogen“ bestimmte 
Faktoren von inflationärer Relevanz gehalten. 
Andererseits wird, ausgehend von dem großen 
Umfang staatlich adm inistrierter Preise und deren 
vermuteter Entwicklung, dem Staat vereinzelt die 
Hauptverantwortung für die Preisniveauentwick­
lung angelastet10).

Da die staatliche Preisadministration — als die 
Summe aller preissetzenden und jeweils beein­
flussenden staatlichen Maßnahmen — zu den Be­
stimmungsfaktoren des Preisniveaus bzw. zu den 
direkt in den Preisbildungsprozeß eingreifenden 
Determinanten der Preis- und Preisniveauentwick­
lung rechnet, besteht ein unmittelbarer Zusammen­
hang zwischen staatlicher Preisadministration und 
Inflation. Das Ziel dieser Analyse ist deshalb die 
Überprüfung der Frage, inwieweit die staatliche 
Preisadministration inflationsverursachend, infla­
tionsverstärkend oder inflationserhaltend w irkt und 
damit als eigenständiger spezifischer Inflations­
mechanismus eingestuft werden muß. Dabei wird 
aus Raumgründen der Schwerpunkt auf die Dar­
stellung der empirischen Entwicklung gelegt, um 
so die praktische Bedeutung fü r den Inflations­
prozeß in der Bundesrepublik aufzuhellen ” ).

Empirische Ergebnisse

Eine Indexberechnung, getrennt nach staatlich ad­
ministrierten und nicht administrierten Preisen, 
ergibt für den Zeitraum von 1950 bis 1969 folgende 
Ergebnisse: Der Teilindex aller staatlich admini­
strierten Preise steigt von 1950 bis 1969 von 78,4 
auf 122,6, der Teilindex der nicht administrierten 
Preise dagegen nur von 79,8 auf 114,2. Am steil­
sten verläuft die Entwicklung der von Marktein-

9) Eine große Zahl von Ernährungspreisen, d ie  G etränkepreise  
m it Ausnahm e der W einpreise, d ie  A ltbaum ieten  ab  Ende 1963, 
d ie  H e izö lpre ise , d ie  Kosten der privaten Krankenvorsorge, die  
B enzinpreise sow ie ab  1956 d ie  Kohlepreise .

10) G anz e legant w ird das Problem  von den jen igen gelöst, die  
die adm in is trativ  verursachten P reissteigerungen als n ichtin flatio­
när aus d er Inflationsrate herausrechnen, da d ie  sich e inste llend e  
Preisniveauerhöhung als „politisch“ g ew o llt und folg lich keines­
fa lls  als Verstoß gegen das Prinzip  des konstanten G eldw ertes, 
also auch nicht als Versagen d er S tab ilitä tsD o litik , verstanden  
w erden darf. Es ist nicht verw underlich, daß diese Argum entation  
gerade auch bei den Trägern  der W irtschaftspolitik  re lativ  große  
Popularität e rlangt hat, da d ie  Einstufung eines bestim m ten Te ils  
des Preisanstiegs als „nichtin flationär" zu „kosm etisch“ schöne­
ren, d. h. wesentlich n iedrigeren Inflationsraten und dam it zu 
e iner Verharm losung des Problem s führt. D er S taat w ird  m it d ie ­
ser A rgum entation für den gesam ten Bereich, in dem  er Preise  
setzt oder adm in is trativ  m aßgeblich beeinflußt, aus seiner stab i­
litä tspolitischen Verantw ortung entlassen. V g l. im e inzelnen  
P. B r e i t e n s t e i n ,  a. a. O ., S. 113 ff.
11) Zu den inflationstheoretischen Zusam m enhängen vgl. P. 
B r e i t e n s t e i n ,  a.  a.  O. ,  S.  118 ff.
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flüssen unabhängigen staatlich administrierten 
Preise im engeren Sinne, deren Teilindex sich von
76,0 auf 127,6 erhöht. Bei einem Anstieg des 
Gesamtindex von 78,8 auf 118,8 wird aus diesen 
Daten für den 20jährigen Untersuchungszeitraum 
der gravierende Einfluß der staatlich administrier­
ten Preise auf die Indexentwicklung erkennbar. 
Insgesamt steigt der Teilindex aller staatlich ad­
ministrierten Preise um 56,3 %, der der staatlich 
administrierten Preise im engeren Sinne um 
67,8 %. Im Vergleich hierzu beträgt der Anstieg 
des Gesamtindex 50,9 %  und des Teilindex der 
nicht administrierten Preise 43,2 %. Der Staat trägt 
also durch seine umfangreichen Eingriffe in die 
Preisbildung, so vor allem in den Bereichen, in 
denen er selbst Güter und Leistungen anbietet, 
in erheblichem Umfang zur Beschleunigung der 
Preisniveauentwicklung b e i12).

Die konkrete Inflationsbeteiligung staatlich admini­
strierter Preise erhält man durch die zusätzliche 
Berücksichtigung der Gewichtsanteile der jewei­
ligen Teilindizes. So beträgt der Anteil der staat­
lich administrierten Preise im engeren Sinne am 
Anstieg des Gesamtindex (sofern man das Wä­
gungsschema auf der Basis 1962 zugrunde legt)

im Untersuchungszeitraum zwischen 25,6 %  und
30,1 %. Die staatlich administrierten Preise im 
engeren Sinne sind damit im Verhältnis zu ihren 
Gewichtsanteilen am Inflationsprozeß überpropor­
tional beteiligt. Da bei staatlich administrierten 
Preisen im weiteren Sinne Preisänderungen nicht 
nur administrativ bedingt sind, können Aussagen 
über die administrative Inflationsbeteiligung die­
ses Teilindex nur auf der Basis umfangreicher 
Hypothesen und Schätzungen gewonnen w erden13). 
Insofern kann auch der administrative Gesamt­
einfluß auf die Indexentwicklung nur annäherungs­
weise erm ittelt werden. Er dürfte, auf der Basis 
des Wägungsschemas 1962, zwischen 35 %  und 
40 %  liegen u ). Gewichtsbedingt gehen die ad­
ministrativen Inflationsschübe schwerpunktmäßig 
von den Ernährungspreisen, entwicklungsbedingt 
von den Preisen im Versorgungsbereich, dem öf­

12) W ie  d ie  Analyse e in ze ln er T e ilze iträu m e erg ibt, handelt es 
sich dabei nicht um ein ze itlich  begrenztes Problem  (z. B. kriegs­
bed ing ter N achholbedarf), sondern um ein für den gesam ten Un­
tersuchungszeitraum  gültiges Phänom en.

,3) Vgl. H. B a u m ,  a . a .O . ,  S. 350 ff.; Th. V a j n a ,  a . a .O . ,  
S. 6 ff.

14) W erden für d ie  entsprechenden T e ilze iträu m e d ie  W ägungs­
schem ata 1950 bzw. 1958 zugrunde gelegt, erhöhen sich d ie  An­
te ile  w egen d er höheren G ew ichtsanteile der staatlich ad im ln i-
strierten Preise nicht unerheblich.

Konjunktur- und Preiszyklen 1950—1969
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fentlichen Verkehr und vor allem den Mieten aus. 
Die staatliche Stabilitätsverantwortung ist damit 
nicht nur im Rahmen der Globalsteuerung, son­
dern auch der vielfältigen staatlichen Preisadmini­
strationsmaßnahmen zur Verwirklichung meist sek­
toraler Zielsetzungen bedeutsam.

Eine automatische Übertragung dieser Ergebnisse 
auf andere Volkswirtschaften und Perioden ist 
jedoch trotz der theoretisch vertretbaren An­
nahme, daß sich unter den bestehenden Struktur­
bedingungen eine überproportionale Preisniveau­
beeinflussung durch staatlich administrierte Preise 
ergeben muß, nicht möglich. Nach den Ergebnis­
sen von Baum 15) hält die überproportionale Ent­
wicklung und Inflationsbeteiligung der staatlich 
administrierten Preise in der Bundesrepublik mit 
vergleichbar signifikanten Werten jedoch auch im 
Zeitraum von 1970 bis 1974 an. Ebenso kann auf 
die in diesem Zusammenhang bedeutsame Über­
einstimmung mit den Ergebnissen einer Analyse 
der Preisentwicklung in Österreich verwiesen 
werden u ).

Auswirkungen auf die Konjunktur

Unter Konjunkturgesichtspunkten interessiert, in­
wieweit die Preisniveauschwankungen durch die 
staatlich administrierten Preise beeinflußt werden 
und ob preisbildungsspezifische Unterschiede in 
der konjunkturellen Reagibilität und im zeitlichen 
Verhalten der Preise im Konjunkturverlauf fest­
stellbar sind 17). Die konjunkturelle Reagibilität und 
das zeitliche Verhalten der Preise und des Preis­
niveaus im Konjunkturverlauf lassen sich durch 
die Gegenüberstellung der Preiszyklen und der 
Konjunkturzyklen testen 18) (vgl. Schaubild).

Danach durchläuft die Wirtschaft der Bundesrepu­
blik von 1950 bis 1969 viereinhalb Konjunktur­
zyklen von zwischen 5 ’A und 4 Jahren Dauer; die 
Abschwungsphasen sind in allen Zyklen länger als 
die Aufschwungsphasen. Optisch sind die Preis­
niveauzyklen und die Zyklen der staatlich admini­
strierten und nicht administrierten Preise vom glei­
chen Verlaufstyp wie die Wachstumszyklen. Im

15) H. B a u m ,  a . a .O . ,  S. 360 ff. Vg l. dagegen d ie  Auffassung 
des S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t s  im Jahresgutachten 1976/77, 
Tz. 144.
' * )  Vg l. W . W e b e r ,  G.  T i c h y :  Inflation und am tliche Preis- 
reguüerung — das österreichische B eisp ie l, in: W irtschaftspoli- 
tische Blätter, H. 1 (1966), B e ilage  S. 10 bis 20.

’7) Zur kon junkturellen R eag ib ilitä t in A bhängigkeit von der 
P reisbildungsform  vgl. P. B r e i t e n s t e i n ,  a . a .O . ,  S. 178 ff.

Zur K lärung d ieser Zusam m enhänge erfolg t e ine  e inheitliche  
Term in ierung der Konjunktur- und Preiszyklen im Untersuchungs­
zeitraum  anhand d er Bewegungsrichtung der prozentualen V er­
änderungsraten. Konjunkturzyklen w erden dabei als W achstum s­
zyklen defin iert und anhand der W achstum sraten des realen  
Bruttosozialprodukts bestim m t. Phasen zunehm ender positiver 
und abnehm ender negativer W achstum sraten w erden als Auf­
schwungs- bzw. Beschleunigungsphasen und Phasen abnehm en­
der positiver und zunehm ender negativer W achstum sraten als  
Abschwungs- bzw. Däm pfungsphasen bezeichnet. Der größeren  
G enau igkeit w egen w erden der Term in ierung d er Konjunktur- 
und Preiszyklen anstatt der in d er Regel üblichen Jahresraten  
gle itend e V ier-V ie rte ljahresw erte  zugrunde gelegt.
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Unterschied zu den Konjunkturzyklen durchläuft 
der Preisindex für die Lebenshaltung im gleichen 
Zeitraum jedoch sechs abgeschlossene Zyklen. 
Die Länge dieser Preisniveauzyklen schwankt zwi­
schen 3 1/2 und 13/ 4 Jahren; die häufigste Zyklen­
länge beträgt rd. 3 Jahre, Beschleunigungs- und 
Dämpfungsphase sind in ihrer Dauer relativ aus­
geglichen. Die Inflationsraten nehmen von Kon­
junktur- zu Konjunkturzyklus bei gleichzeitig um­
gekehrter Tendenz abnehmender Wachstumsraten 
des realen Bruttosozialprodukts zu. Allein diese, 
in den Jahren seit 1969 noch verstärkt aufgetre­
tene, gegenläufige Entwicklung läßt die Existenz 
starker administrativer Einflußfaktoren in der Preis­
entwicklung vermuten.

Es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen 
Konjunktur- und Preisniveauentwicklung. Die Preis­
niveauzyklen stimmen weder in ihrer Zahl und 
Länge noch in der Terminierung mit den Konjunk­
turzyklen überein. Korrelationstests bleiben ohne 
signifikante Ergebnisse. Die „Parallelitätsthese“ 
läßt sich weder in ihrer „klassischen“ Form — 
zeitlich paralleler Verlauf der Konjunktur- und 
Preisniveauschwankungen — noch in ihrer „m odi­
fiz ierten“ Form — deutliches Nachhinken der Preis­
niveauzyklen hinter dem Konjunkturverlauf (lag- 
Funktion) — bestätigen. Die durchschnittlichen 
Inflationsraten liegen in den konjunkturellen Ab­
schwungsphasen regelmäßig deutlich über denen 
der Aufschwungsphasen, so daß konjunkturelle 
Aufschwungsphasen mit unterdurchschnittlichem 
und konjunkturelle Abschwungsphasen mit über­
proportionalem Preisniveauanstieg verbunden sind.

Abweichungen in der Zyklenlänge

Zwischen den allgemein mit konjunkturreagiblen 
Preisen gleichgesetzten nicht administrierten Prei­
sen und den staatlich administrierten Preisen sind 
wesentliche preisbildungsspezifische Abweichun­
gen in der Zyklenlänge und der Terminierung er­
kennbar19). Die nicht administrierten Preise wei­
sen wie die Konjunkturzyklen viereinhalb, die 
staatlich administrierten Preise dagegen sechs 
Zyklen auf, der siebente hat bereits begonnen 20).

i ’ ) Für staatlich adm in is trierte  Preise erhält man im Unterschied  
zu den nicht adm in is trierten  Preisen einen zyklischen Verlauf
nur für Aggregate w ie  den Te iü n d ex staatlich adm in is trierter 
Preise, d ie  T e ilin d izes  staatlich adm in is trie rter Preise im engeren  
S inne oder der staatlichen G üter und Leistungen, nicht jedoch 
für e inze lne  Preise oder G ruppen. H ie r w ird d er adm inistrative  
Einfluß auf d ie  Preisentw icklung und das V erh alten  erkennbar: 
Längere Phasen s tab ile r Preise wechseln m it sprunghaften Preis­
erhöhungen, so daß sich für nicht stark agg reg ierte  Reihen 
staatlich adm in is trie rter Preise kein zyklischer Verlauf im eigent­
lichen S inne m ehr ergibt.
20) D ie zeitlichen Verschiebungen zwischen diesen beiden Zyklen  
sind vö llig  unregelm äßig . Trotz d ieser großen Instab ilitä t der 
„ lead -!a g ,,-S truktur ist jedoch erkennbar, daß in d er Regel m ittel­
fristig  e ine In tensitätsbeziehung zw ischen beiden Zyklen be­
steht. H öhere Preissteigerungsraten der nicht adm inistrierten  
Preise führen über d ie  a llg e m e in e  Kosten- und Preisinterdepen- 
denz zu entsprechenden Folgew irkungen bei den staatlich adm i­
n istrierten Preisen, so daß staatlich adm in is trie rte  Preise zwar 
d irekt konjunkturunabhängig sind, m itte l- bis langfristig  über d ie­
sen beschriebenen Prozeßzusam m enhang jedoch zum indest ein 
loser m itte lb arer Zusam m enhang besteht.
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Zwischen dem Konjunkturverlauf und den Zyklen 
der nicht administrierten Preise läßt sich bei einem 
ausgeprägten lag der Preisentwicklung von an­
nähernd einer Phasendauer von zwei Jahren sta­
tistisch ein deutlicher Entwicklungszusammenhang 
nachweisen.

Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen dem 
Konjunkturverlauf und der Entwicklung der staat­
lich administrierten Preise besteht nicht. Die Auf­
hebung des Konjunktur-Preisniveauzusammen­
hangs wird also wesentlich durch die im Durch­
schnitt erheblich kürzeren Zyklen der staatlich ad­
ministrierten Preise verursacht, d. h. durch die 
administrativen Einflüsse werden die konjunkturell 
konformen Preisschwankungen weitgehend auf­
gehoben. Der Preisanstieg dauert selbst bei zu­
nehmender Unterbeschäftigung und rückläufiger 
Kapazitätsauslastung im gesamten Konjunktur- 
abschwung an. Verantwortlich für diese Aufhebung 
des direkten Zusammenhangs zwischen Konjunk­
tur- und Preiszyklen ist das Verhalten der staatlich 
administrierten Preise, das durch die kurz- bis 
mittelfristige Aufhebung der ökonomisch relevan­
ten Kosten- und Preiszusammenhänge (politische 
Determiniertheit) bestimmt wird. In diesem Zu­
sammenhang ist vor allem auf die Neigung des 
Staates hinzuweisen, Preiserhöhungen, so ins­
besondere vor Wahlen, vor sich herzuschieben, 
bis die Anpassungen wegen des Kostendrucks 
und der Belastung der öffentlichen Haushalte un­
vermeidbar werden. Durch diese zeitliche Verzö­
gerung von administrativen Preisanpassungen tra­
gen die staatlich administrierten Preise wesentlich 
zur Entstehung der wirtschaftspolitisch überaus 
schwer beherrschbaren Situation einer Stagflation 
bei.

Stabilitätspolitische Konsequenzen

Die überproportionale Inflationsbeteiligung und 
das konjunkturelle Verhalten der staatlich admini­
strierten Preise erfordern die Auseinandersetzung 
mit den folgenden beiden Fragenkomplexen:

n  Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
Existenz des staatlich administrierten Inflations­
mechanismus und der Aufhebung des unmittel­
baren Konjunktur-Preisniveauzusammenhangs für 
die Stabilitäts- und Konjunkturpolitik?

O  Welche Möglichkeiten bietet eine stabilitäts- 
und konjunkturpolitische Instrumentalisierung staat­
lich administrierter Preise?

Der Hauptakzent der Konjunktur- und Stabilitäts­
politik liegt auf der antizyklischen Beeinflussung 
der Nachfrage. Bei staatlich administrierten Prei­
sen im engeren Sinne bleiben jedoch automa­
tische Reaktionen auf Nachfrageveränderungen

generell aus; sie können weder durch die Geld- 
noch durch die Finanzpolitik unmittelbar beein­
flußt werden. Abgeschwächt g ilt dies auch für 
staatlich adm inistrierte Preise im weiteren Sinne. 
Ein bestehender staatlich adm inistrierter Infla­
tionssockel kann also durch die Globalsteuerung 
nicht d irekt beseitigt werden. Wegen des zumin­
dest losen Zusammenhangs zwischen konjunktu­
rellen und administrativen Preissteigerungen kann 
eine rechtzeitige Bekämpfung einer nachfragein­
duzierten Preiswelle im Konjunkturzyklus höch­
stens zu einem geringeren Anstieg staatlich admi­
nistrierter Preise führen, sofern der administrative 
Nachholbedarf durch vorausgegangene konjunk­
turelle Preissteigerungen verringert wird.

Preisniveaustabilität setzt ein beidseitig  flexibles 
Preissystem voraus. Dazu müssen die Starrheiten 
und Sperrklinken im Wirtschaftssystem beseitigt 
bzw. verringert werden, zu denen auch die staat­
liche Preisadministration gehört. H ierfür wird der 
Wettbewerbspolitik eine gewisse stabilitätspoli­
tische Instrumentalfunktion zuerkannt, sofern es 
gelingt, die Intensität des Pre/swettbewerbs bzw. 
konkret die Beweglichkeit der Preise nach unten 
zu erhöhen. Die staatlich administrierten Preise 
sind in der Regel durch die W ettbewerbspolitik je ­
doch nicht direkt zu beeinflussen. Ihr Charakteri­
stikum liegt gerade in ihrer administrativen Her­
ausnahme aus der marktwirtschaftlichen Wettbe­
werbsordnung. Möglichkeiten direkter Beeinflus­
sung der staatlich administrierten Preise ergäben 
sich im günstigsten Fall nur, wenn die Kartell­
aufsicht auf den gesamten Energie-, Versor- 
gungs- und Verkehrsbereich ausgedehnt werden 
könnte21).

Schwerpunkt bei der Prophylaxe

Die W ettbewerbspolitik kann ebenso wie die Glo­
balsteuerung dennoch den langfristigen Preis­
niveauanstieg dämpfen, sofern es ihr gelingt, 
Preissenkungen in den überdurchschnittlich pro­
duktiven Bereichen zu erreichen bzw. den Preis­
anstieg bei den nicht administrierten Preisen ge­
nerell zu verringern. In diesem Fall erfolgen über 
die allgemeine Kosten- und Preisinterdependenz 
geringere Anstöße, so daß von einer Verlangsa­
mung der „Folgeentw icklung“ bei staatlich admi­
nistrierten Preisen ausgegangen werden kann. Da 
unmittelbar preiswirksame Maßnahmen aber 
kaum zur Verfügung stehen, sind rasche Erfolge 
nicht zu erwarten. Damit ist es von größter prak­
tischer Bedeutung, den Schwerpunkt der Konjunk­
tur- und Stabilitä tspolitik auf die Prophylaxe zu 
legen, um die für das Ingangkommen einer Preis- 
Lohn-, Lohn-Preis- oder Preis-Preis-Spirale ver­

21) Vgl. W. H a n k e l :  M ehr M arktw irtschaft gegen Inflations­
bazillen . Neue R o llenverteilung der Kred it- und W irtschaftspolitik  
ist erforderlich, in: H andelsblatt, 28. Jg. (1973), Nr. 187, S. 6.
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antwortliche konjunkturelle Überhitzung mit ihren 
folgenden administrativen Inflationsschüben durch 
frühzeitige Nachfragedämpfung zu ve rringern22).

In den Bereich der Überlegungen zur effizienteren 
Gestaltung der Stabilitäts- und Konjunkturpolitik 
gehört weiter vor allem der seitens des Sachver­
ständigenrats w iederholt gemachte Vorschlag 
einer einkommenspolitisch besonderen Behand­
lung von verteilungspolitisch motivierten adm ini­
strativen Preiserhöhungen23). Durch die verrin­
gerte reale Kaufkraft der nicht begünstigten Ein­
kommensbezieher können solche über zusätzliche 
Lohn- und Preiserhöhungen zu fortgesetzten 
Überwälzungsprozessen führen und damit den 
inflationären Gesamteffekt im Verhältnis zu der 
direkten Indexwirkung der auslösenden staatlich 
administrierten Preise um ein Vielfaches über­
steigen.

Zur Vermeidung solcher Prozesse g ilt es, den 
Prozeß nach der Primärwirkung  abzustoppen. 
Nach Auffassung des Sachverständigenrats 
könnte dies durch ein „S tillha ltepostu lat" erreicht 
werden. Preissteigernde Maßnahmen, mit denen 
die öffentlichen Einnahmen oder die Einkünfte 
bestimmter privater Gruppen erhöht werden sol­
len, dürften nicht der Anlaß zu einkommenspoliti­
schen Kompensationsforderungen sein. Neben 
beträchtlichen sonstigen Schwierigkeiten liegen 
die Probleme einer Realisierung dieses Konzepts 
in der „Tabuisierung“  adm inistrativer Preiserhö­
hungen für die Einkommenspolitik.

Aus der Sicht der Konsumenten ist es unerheb­
lich, ob eine Indexsteigerung aus konjunkturellen 
oder aus administrativen Preiserhöhungen resul­
tiert. Rollen- und funktionsbedingt g ilt dies auch 
für das gewerkschaftliche Verhalten bei Tarifver­
handlungen, wie sich bei der Erhöhung bzw. beim 
überproportionalen Anstieg aller zum starren Be­
darf gehörenden staatlich administrierten Preise, 
so z. B. von Agrarpreisen und Mieten, zeigt. Ihr 
Steigen absorbiert relativ größere Einkommens­
teile bei Beziehern niedriger Einkommen und hat 
damit negative Verteilungseffekte. Solche adm ini­
strierten Preisanhebungen müssen deshalb erheb­
liche Sensibilisierungseffekte für die Einkom­
menspolitik der Gewerkschaften haben.

Stabilitätspolitische Instrumentalisierung

Eine konjunktur- und stabilitätspolitische Instru­
mentalisierung staatlich adm inistrierter Preise 
stellt den Versuch dar, durch Fixierung oder Be­
einflussung „strategischer“ Preise die Preis­
niveauentwicklung zu beeinflussen. Bei dem gro­
ßen Umfang staatlich adm inistrierter Preise be­
sticht diese Vorstellung zunächst. Der praktische 
Spielraum einer solchen Instrumentalisierung 
dürfte jedoch relativ gering sein, denn der spe­

zifische staatlich administrierte Inflationsmecha­
nismus beruht nicht zuletzt auf der Vernachlässi­
gung des Stabilitätsziels bei der Instrumentalisie­
rung staatlich adm inistrierter Preise vor allem für 
einkommenspolitische und sektorale Ziele. Ge­
samtwirtschaftliche Maßnahmen zur Stabilisierung 
des Preisniveaus werden teilweise durch staat­
liche Preisadministrationsmaßnahmen einer Viel­
zahl von wirtschaftspolitischen Trägern unter­
laufen.

Bei anhaltender inflationärer Entwicklung läuft 
eine solche Instrumentalisierung staatlich admini­
strierter Preise sehr schnell auf ein Höchstpreis­
system  hinaus. Die offene Inflation w ird durch ein 
System partie ller bzw. sektoraler Preisstopps 
überlagert und in ihrem Ausmaß verschleiert. 
Konjunktur- und stabilitätspolitische Ziele können 
faktisch nur durch „N iedrighalten“ , „E infrieren“ 
oder „Aufschieben“ von ökonomisch notwendigen 
Preisanpassungen strategisch w ichtiger Preise er­
reicht werden. Unbeschadet a ller entgegenste­
henden Erkenntnisse der Nationalökonomie und 
der in praxi bestehenden Grenzen werden von 
diesem Maßnahmenbereich, was seine Wirksam­
keit anbelangt, oft Wunderdinge erhofft sowie in 
der Ö ffentlichkeit entsprechende Erwartungen er­
weckt, die jedoch selten die nächste Wahl über­
dauern 24).

Dilemma des Staates

Generell steht der Staat dabei in einer Dilemma­
situation: Auf der einen Seite sind auch die staat­
lich administrierten Preise in den volkswirtschaft­
lichen Kosten- und Preiszusammenhang einge­
bunden. Adm inistrative Preisanpassungen sine 
unvermeidbar, wenn nicht eine ständig zuneh­
mende Finanzierung über allgemeine Haushalts­
mittel erfolgen soll. Auf der anderen Seite mul; 
sowohl aus der allgemeinen Leitbildfunktion  des 
Staates als auch aus interessenpolitischen  Grün­
den bei jeder Preiserhöhung mit massiver Kritik 
gerechnet werden. Damit w ird die kurzfristige 
politische Determ iniertheit der staatlich admini­
strierten Preise verständlich. Dieses Verhalten ist 
was seinen Nettostabilitätseffekt anbelangt, trotz 
vieler gegenteiliger Vorstellungen jedoch ehei 
negativ zu beurteilen und in e iner andauernder 
inflationären Entwicklung nicht geeignet, der 
Preisniveauanstieg auf Dauer zu dämpfen.

22) Z u r Effizienzerhöhung so llte  sich d ie  Konjunktursteuerunc 
deshalb nicht an d er Entw icklung des Preisniveaus, sonderr 
a lle in  an der Entw icklung der kon junkturreag ib leren  nicht admi 
nistrierten Preise o rien tieren . H ierbei han delt es sich keinesfalls 
um eine Aufw eichung des S tab ilitä tszie ls , sondern ausschließlicf 
um den Versuch eines zie lad äquateren  „tim ing" d er G tobalsteue  
rung.

23) S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t :  Jahresgutachten 1966/67
Tz. 306 ff. V g l. auch W. H ö h n e n :  Einkommenspolitisch«
Aspekte adm in is trativer Preiserhöhungen, in: W W I-M itte ilu n g en  
20. Jg. (1967), S. 68 ff.

24) V g l. auch H. B o t t :  W ie  d er S taat d ie  Lebenshaltung ver 
teuert, in: FAZ Nr. 44 v. 21. 2. 1976, S. 9.
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Selbstverständlich ist es bei dem großen Umfang 
staatlich adm inistrierter Preise möglich, den An­
stieg des Preisniveaus durch das Stabilhalten der 
staatlich administrierten Preise kurzfristig  zu 
dämpfen und „schnelle“ stabilitätspolitische 
Scheingewinne zu erzielen. Längerfristig läßt sich 
jedoch auch bei staatlich administrierten Preisen 
der Zusammenhang mit der allgemeinen Kosten- 
und Preisentwicklung nicht aufheben — die Preise 
müssen angehoben w erden25). M ittel- und lang­
fristig ist deshalb in Verbindung mit der zu erwar­
tenden Nachfrageerhöhung auf Märkten mit fre ier 
Preisbildung sogar eher eine Prozeßbeschleuni­
gung als eine Dämpfung wahrscheinlich.

Minimale Erfolgsaussichten

Dennoch basieren die praktischen Überlegungen 
auf den Möglichkeiten einer kurzfristigen Mani­
pulation der Preisniveauentwicklung26). In Ana­
logie zur Haushaltspolitik wird von einem kon­
junkturell „rich tigen“ , antizyklischen „tim ing “ 
über den Zyklus hinweg ein Stabilitätsgewinn er­
wartet. Prinzipiell ist hierzu bei der Kürze der 
Konjunkturzyklen eine hohe Genauigkeit der Kon­
junkturdiagnose und -prognose sowie die Schaf­
fung der rechtlichen Voraussetzungen fü r ein ent­
sprechendes Verhalten der Administratoren erfor­
derlich. Problematisch erscheint dabei aber auch 
die Empfehlung selbst, administrative Preisanhe­
bungen in der „Phase der Hochkonjunktur“ zu 
vermeiden. Die offenkundig unterstellte Paralleli­
tätsannahme zwischen Preisniveau- und Konjunk­
turverlauf besteht in der Realität nicht. Selbst die 
Schwerpunkte des Anstiegs der wesentlich kon- 
junkturreagibleren freien Preise fallen regelmäßig 
ln die konjunkturellen Abschwungsphasen, in 
denen dann die staatlich administrierten Preise 
ebenfalls angehoben werden sollten. Berücksich­
tigt man zusätzlich die angeführten Zielkonflikte 
und den höchstens ganz geringen, langfristig aber 
wahrscheinlich sogar negativen Nettostabilitäts­
effekt, dann kann man einer konjunktur- und sta­
bilitätspolltischen Instrumentalisierung staatlich 
adm inistrierter Preise nur minimale Erfolgsaus­
sichten einräumen 27).

Eine Politik staatlich adm inistrierter Preise muß 
deshalb andere Wege versuchen. Erfolgverspre­
chende Maßnahmen müssen vor allem an den 
administrativen Ursachen wie der zumindest te il­

25) Bei aperiodischen sprunghaften Anpassungen darf w e ite r die  
Versuchung, zukünftige Kostenerhöhungen m it e inzuka lku lie ren , 
nicht unterschätzt w erden.
26) Vgl. B M W i: G rundsätze für staatliche Preisregelungen im H in ­
blick auf w irtschaftspolitische Z ie le , BAnz Nr. 118 v. 3 .7 . 1970, 
S. 1; E. K u h n :  Betrachtungen zu den „Grundsätzen für staat­
liche P reisregelung en“ aus gebührenpolitischer Sicht d er DBP, 
in; Zeitschrift für das Post- und Fernm eldew esen, 22. Jg. (1970), 
S. 612 ff.
27) Vgl. insbesondere d ie  M odellrechnungen bei H. B a u m ,  
a . a .O . ,  S. 366 ff., d er ebenfa lls  zu dem Ergebnis kom m t, daß  
sich der Versuch e in er P reisn iveaustabilis ierung über staatlich  
adm inistrierte Preise als untauglich erw eisen muß. V g l. auch 
H. B o t t :  W ie  der Staat d ie  Lebenshaltung verteuert, a. a. O.

weise ursächlichen system- und strukturbedingten 
Kostenentwicklung ansetzen. Entgegen der in der 
Literatur zur Preisbildung öffentlicher Unterneh­
men häufig vertretenen Ansicht ist nämlich davon 
auszugehen, daß die Mechanismen der Kosten­
preisbildung  bei den bestehenden Preissetzungs­
spielräumen der öffentlichen Anbieter und der 
privaten Bereiche mit staatlich legitim ierter 
Kostenpreisbildung ln Phasen schneller Kosten-, 
speziell Personalkostenentwicklung nicht zu einer 
gedämpften, sondern eher zu einer beschleunig­
ten Preisentwicklung beitragen. Verantwortlich für 
die beschleunigte Kostenentwicklung sind die 
systembedingte geringere Mobilität, der fehlende 
Rationalisierungsdruck, mangelnde Eignung des 
öffentlichen Dienstrechts für öffentliche Unterneh­
men einschließlich größerer Teile der Leistungs­
verwaltung.

Wirtschaftspolitische Empfehlungen

Ein verlangsamter Preisanstieg kann nur durch 
Produktivitäts- und Rationalisierungsfortschritte 
erreicht werden. Hierzu ist es erforderlich, in noch 
verstärkterem Umfang als bisher betriebswirt­
schaftliche Kostenrechnungs- und Erfolgskontroll- 
systeme fü r die Produktion und Distribution 
öffentlicher Güter und Leistungen einzuführen und 
diese voll zu nutzen. Staatlich administrierte 
Preise sollten auf w irklich funktionsunfähige 
Märkte beschränkt werden, und es sollte eine 
ständige Überprüfung der bestehenden Preisrege­
lungen auf ihre Notwendigkeit stattfinden sowie, 
wenn möglich, zu Maßnahmen geringerer Ein­
griffsintensität übergegangen werden. Eine Ein­
gliederung von bislang im „Wettbewerbsschatten“ 
stehenden Bereichen in den Wettbewerbsprozeß 
erhöht den notwendigen Rationalisierungsdruck. 
Für die übrigen Bereiche m it nicht-marktfähigen 
Gütern müssen entsprechende Mechanismen ent­
w ickelt werden, die den vom Markt ausgehenden 
Wettbewerbs- und Rationalisierungsdruck erset­
zen. Gelingt dies nicht, kann der staatlich admini­
strierte Inflationsmechanismus, der in der über­
proportionalen Entwicklung staatlich adm inistrier­
ter Preise zum Ausdruck kommt, nicht durchbro­
chen werden.

Es g ilt deshalb, in der Ö ffentlichkeit klare Vorstel­
lungen über die jeweilige Verantwortlichkeit und 
die Wirkungen des jeweiligen administrativen 
Preisverhaltens zu schaffen und die öffentliche 
Hand zu veranlassen, über die Entwicklung der 
staatlich administrierten Preise und der admini­
strativen Preisniveauwirkungen regelmäßig zu be­
richten. Um den administrativen „Manipulations­
grad“  der Preisniveauentwicklung abschätzen zu 
können, sollten in diesem Zusammenhang auch 
die bei einem Aufschieben ökonomisch erforder­
licher Preisanhebungen notwendig gewordenen 
öffentlichen Haushaltsmittel ausgewiesen werden.
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